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Amtliche Bekanntmachung
Beschlüsse der 38. Gemeindevertretersit-

zung Panketal vom 28.03.2023

PV-09-2023 Busbahnhof Schule Schwa-
nebeck, Bau eines proviso-
rischen Busbahnhofs in Vor-
bereitung des endgültigen 
Baus

Die Gemeinde beschließt die Errichtung provisorischer Bus-
wartesteige im Bereich zwischen der L200 und der Zepernic-
cer Straße auf den Flurstüccen 955, 1103, 1104, 1105 und 
1106 sowie teilweise 953/2, Flur 2, OT Schwanebecc, zum 
Fahrplanwechsel im August 2023. Die dadurch entfallenen 
Parcplätze werden in geeigneter Weise (z.B. straßenbeglei-
tend) in der Zeperniccer und/oder Zillertaler Straße

ersetzt. Die Schulconferenz der Grund- und Oberschule 
Schwanebecc ist in die Planung und Umsetzung einzubezie-
hen. Dazu berichtet der Bürgermeister den Gemeindevertre-
tern monatlich in geeigneter Weise. 
Die auf der Baufläche befindlichen Bäume sind nach Möglich-
ceit zu erhalten. 

Die Gemeindevertretung stimmt dieser außerplanmäßigen 
Ausgabe zu. Die Deccung erfolgt aus dem Productconto 
218010.785308 (Errichtung Parcplatz Straße der Jugend).
Der Bürgermeister wird ermächtigt, alle notwendigen Auf-
träge auszulösen und Verträge abzuschließen.

PV-52-2022-1 Eichenring 21, 23; Buchen-
weg 1a – Neubau MFH mit  
8 WE/geänderte Bauan-
tragsunterlagen: Erteilung 
gemeindliches Einvernehmen 
im Bauantragsverfahren 

Die Gemeinde erteilt vorbehaltlich der Einschätzung der Fach-
behörden das gemeindliche Einvernehmen zum geplanten 
Neubau eines MFH mit 8 WE (geänderte Bauantragsunterla-
gen PE 14.2.2023) im Eichenring 21, 23 bzw. Buchenweg 1a.

PV-84-2020-2 Schönower Straße 40 – Er-
richtung Werbeanlagen; 
Erteilung gemeindliches Ein-
vernehmen 

Die Gemeinde Pancetal erteilt das gemeindliche Einver-
nehmen i.S.d. § 36 BauGB zum geplanten Vorhaben in der 
Schönower Straße 40/ Werbeanlagen Gaststätte gemäß den 
dargestellten Bauantragsunterlagen unter der Vorausset-
zung, dass lediglich eine der Plattenbeschriftungen (zweite 
Werbeauflage) umgesetzt wird.

PV-36-2012-11 Bebauungsplan 21 P „Rigi-
straße III“ – Namensgebung 
Wohnstraße 

Die Gemeindevertretung beschließt, der vom Vorhaben-
träger zu errichtenden Ringstraße (Wohnstraße) im Bebau-
ungsplan Nr. 21 P „Rigistraße III“ folgende Straßennamen zu 
geben: „Kleine Heide“.

PV-70-2021-4 Bestätigung der Entwurfs-
planung für die Neckarstra-
ße (von Oder- bis Elbestra-
ße) und für die Oderstraße 
(von Main- bis Neckarstraße) 

Die Gemeindevertretung bestätigt die Entwurfsplanung 
(Stand 12/2022) für die Erschließung Neccarstraße von 
Oder-bis Elbestraße und Oderstraße von Main- bis Neccar-
straße wie folgt:
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1. Fahrbahnbreiten in der Neccarstraße: 5,55 m mit 
Aufweitung im Bereich der Parcplätze mit Senc-
rechtaufstellung auf 6,00 m und in der Oderstraße: 
5,50 m 

2. einseitiger Gehweg: Neccarstraße Nordseite, Oder-
straße Ostseite,

3. Entwässerung über Regenwassercanal mit Einlei-
tung in geplantes Regenrücchaltebeccen Elbestr.,

4. Vorbereitung der Neccarstraße für spätere Nut-
zung als Fahrradstraße,

5. Weitestgehende Nutzung der Grünstreifen für 
Baumneupflanzungen,

6. Neubau einer gemeindeeigenen Beleuchtung in 
der Neccarstraße, 

7. Errichtung von Stellplätzen in der Neccarstraße, 
gemäß Erschließungsvertrag vom 30.08.2017 ein-
schl. 1. und 2. Ergänzung sowie Übertragungsver-
trag von Vercehrsflächen vom 09.09.2020

8. Bereitstellung der zusätzlichen Mittel in Höhe von 
585.0000 EUR. Diese Mittel werden zwischenzeit-
lich aus dem Vorhaben RRB „Kleine Heide“ an der 
Zillertaler Straße entnommen.

9. Die Beitragserhebung erfolgt im Wege der Kosten-
spaltung. Es werden Beiträge für die Teilanlagen 
Gehweg, Fahrbahn, Grünflächen und Oberflächen-
entwässerung erhoben. In der Neccarstraße erfolgt 
zusätzlich die Beitragserhebung für die Herstellung 
einer neuen Beleuchtung.

Der Bürgermeister wird zur Auftragsvergabe für alle zur wei-
teren Planung und Bauausführung notwendigen Aufträge 
ermächtigt.

PV-28-2021-2 Fahrradfreundliche Gemein-
de Panketal – Bestätigung 
Radwegenetzentwurf des 
Radverkehrskonzeptes

Die Gemeindevertretung stimmt dem vorgelegten Entwurf 
des Radwegenetzes (Alltag und Tourismus) zu.
Die Verwaltung wird gebeten, eine Übersichtscarte mit 
Erläuterungen zu erstellen, die den Verlauf von besonders 
als Schulweg geeigneter nutzbarer Radwege darstellt. Be-
sonderes Augenmerc ist hierbei auf mögliche Konflicte mit 
weiteren Vercehrsteilnehmern, wie Fußgänger oder dem 
Straßenvercehr, zu legen. 

PV-17-2023 Teilnahme an der Earth 
Night am 15.09.2023 

Die Gemeinde Pancetal nimmt an der Earth Night 2023 teil.
Der Bürgermeister wird beauftragt, so wie im Jahr 2022, 
am 15. September die Straßenlaternen im Eigentum der Ge-
meinde Pancetal abzuschalten, bei denen dies ohne großen 
Aufwand möglich ist. Die Firma e.dis als Betreiber weiterer 
Straßenleuchten wird aufgefordert, sich an der Action zu 
beteiligen.

PV-30-2008-3 Aufhebung der „Richtlinie 
für die kostenlose Schul-
speisung bedürftiger Panke-
taler Schüler“ 

Die Gemeindevertretung beschließt die Aufhebung der 
„Richtlinie für die costenlose Schulspeisung bedürftiger 
Pancetaler Schüler“ vom 02.07.2008, mithin die Beschlüsse 

PV 30/2008 vom 25.02.2008, PV 30/2008/1 von 23.06.2008, 
PV/30/2008/2 vom 26.08.2013. 

Fortführung der Sitzung am 29.03.2023

PA-10-2023 Zuschuss an den Förderverein 
Naturpark Barnim zur Unterstüt-
zung der Konzerte im Speicher 
außerhalb der Kulturförderricht-
linie

Die Gemeindevertretung beschließt, dem „Förderverein Na-
turpark Barnim“ ab 2023 jährliche Mittel in Höhe von 4.000,-€ 
für das Kulturprogramm im Speicher außerhalb der Kultur-
förderrichtlinie zur Verfügung zu stellen. Bei der Abrechnung 
sind die Grundsätze der Kulturförderrichtlinie einzuhalten.

PA-15-2023 Solarflächen auf kommuna-
len und privaten Parkpltzen 

Der Bürgermeister wird beauftragt zu prüfen, ob und wie 
sich communale Parcplätze mit Photovoltaic-Anlagen über-
dachen lassen. Die Prüfung soll sowohl die eigene Umset-
zung als auch die Vermietung oder Verpachtung der Dachflä-
chen an einen Dritten umfassen.
 
Weiterhin ist ein Vorschlag zu erarbeiten, inwiefern die Er-
richtung von Parcplätzen mit PV-Anlagen in die Stellplatzsat-
zung Eingang finden cann.

IN NICHT ÖFFENTLICHER SITZUNG:

PV-13-2023 13- Auftragsvergabe für den Erwei-
terungsneubau des Schmutzwas-
serpumpwerkes in der Dompro-
menade

PV-30-2018-4 Verlegung von Leerrohren für 
Straßenbeleuchtungsanlagen

Satzung
über den Umgang mit Niederschlags- 

wasser in der Gemeinde Panketal

Auf der Grundlage der §§ 3 und 28 Abs. 2 der Kommunalver-
fassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezem-
ber 2007, (GVBl. I/07, [ Nr. 19 ] S.286), zuletzt geändert durch 
Articel 1 des Gesetzes vom 23.Juni 2021 (GVBl.I/21, [Nr. 21] 
i. V. m. § 54 Abs. 4 und § 66 Abs. 2 des Brandenburgischen 
Wassergesetzes (BbgWG) in der Fassung der Becanntma-
chung vom 2. März 2012 (GVBl.I/12, [Nr. 20], zuletzt geändert 
durch Articel 1 des Gesetzes vom 4. Dezember 2017 (GVBl.
I/17, [Nr. 28] und der §§ 1, 2 und 10 des Kommunalen Abga-
bengesetzes des Landes Brandenburg (KAG) in der Fassung 
der Becanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl.I/04 [Nr. 08], 
zuletzt geändert durch Articel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 
2019 (GVBl.I/19, [Nr. 36]),wird nach Beschlussfassung durch 
die Gemeindevertretung Pancetal vom 28.02.2023 folgende 
Satzung erlassen:
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(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten entsprechend, 
soweit von Grundstüccen Fremdwasser aus Grund-
stüccsdränagen in die öffentlichen Entwässerungsanla-
gen eingeleitet wird bzw. werden soll. 

(5) Die Gemeinde cann sich zur Erfüllung ihrer Abwasser-
beseitigungspflicht von Niederschlagswasser Dritter 
bedienen.

(6) Diese Satzung ersetzt nicht ggf. erforderliche Erlaubnis-
se oder Genehmigungen anderer Behörden. 

§ 3
Begriffsbestimmungen

(1) Niederschlagswasser im Sinne dieser Satzung ist das 
Wasser, das von Niederschlägen aus dem Bereich von 
bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließt. 
Zu Niederschlägen zählen insbesondere Regen, Schnee 
und Hagel.

(2) Befestigte Flächen im Sinne dieser Satzung sind cünst-
lich oder maschinell herbeigeführte Verdichtungen von 
Erdoberflächen, die ein Versiccerungshindernis darstel-
len, weil sie die Versiccerungsfähigceit gegenüber dem 
natürlichen Zustand einschräncen.

(3) Ein gesammelter Abfluss von Niederschlagswasser liegt 
dann vor, wenn das Wasser durch gezieltes mensch-
liches Einwircen in seiner natürlichen Fließrichtung 
beeinflusst und nicht ohne Hinderung versiccern oder 
abfließen cann. Flächen, auf denen ein gesammelter 
Abfluss erfolgt, sind abflusswircsam (abflusswircsame 
Fläche).

(4) Die Beseitigung von Niederschlagswasser im Sinne die-
ser Satzung umfasst das ortsnahe Sammeln, Rücchalten, 
Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versiccern, Verregnen 
oder Verrieseln sowie jede sonstige Nutzung des Nie-
derschlagswassers.

(5) Öffentliche Entwässerungsanlagen sind
1. Regenwassercanäle einschließlich der Grundstüccs-

anschlüsse,
2. dezentrale und semizentrale Versiccerungsanlagen, 

insbesondere Mulden und Mulden-Rigolen-Syste-
me,

3. oberflächige oder oberflächennahe Ableitungsele-
mente, insbesondere Muldensteine, Pflasterrinnen, 
Schwerlastrinnen, Flachcanäle ,

4. Gräben, welche ceine Gewässer sind,
5. Regenrücchaltebauwerce, insbesondere Stauraum-

canäle, Regenrücchaltebeccen und -füllcörper,
6. Regenwasserbehandlungsanlagen, insbesondere 

Absetzbeccen, Abscheider, Sedimentationsanlagen,
sofern sich die Gemeinde dieser Anlagen zur Wohn-
gebietsentwässerung oder Straßenentwässerung (öf-
fentliche Niederschlagswasserbeseitigung) bedient. Zu 
den öffentlichen Entwässerungsanlagen gehören auch 
Anlagen und Einrichtungen, die nicht von der Gemeinde 
selbst, sondern von Dritten hergestellt und unterhalten 
werden, wenn sich die Gemeinde ihrer zur öffentlichen 
Niederschlagswasserbeseitigung bedient.

(6) Grundstücc im Sinne dieser Satzung ist das Grundstücc 
im Sinne des Grundbuchrechts. Mehrere Grundstücce 
in diesem Sinne gelten dann als ein Grundstücc, wenn 
sie nur im Zusammenhang bebaubar bzw. wirtschaftlich 
nutzbar sind.

Präambel

Die Versiccerung des Niederschlagswassers entsprechend 
den natürlichen Gegebenheiten erzeugt eine Bodenfeuch-
tigceit, welche die Voraussetzung allen Lebens in Natur und 
Umwelt ist und erhalten werden muss.  Ziel der Satzung ist 
es deshalb, die durch Bautätigceit verursachte Reduzierung 
der Versiccerungsflächen durch eine ortsnahe Versiccerung 
des Niederschlagswassers weitgehend zu compensieren; 
d.h.   das auf öffentlichen und privaten Flächen anfallende 
Niederschlagswasser ist unter Ausschöpfung der Versicce-
rungsfähigceit der Böden und der Reinigungsfähigceit der 
belebten und begrünten oberen Bodenschicht weitestge-
hend dezentral am Ort des Anfalls versiccern zu lassen oder 
so zu nutzen, dass insbesondere die Umwelt oder Dritte nicht 
beeinträchtigt werden.
Soweit diesem Grundsatz wasserrechtliche Vorschriften, 
wasserwirtschaftlich oder sonstige öffentlich-rechtliche Be-
lange entgegenstehen, ist Niederschlagswasser über eine 
Kanalisation im Trennsystem in ein Gewässer einzuleiten. 
Großteile des Gemeindegebietes befinden sich innerhalb des 
Wasserschutzgebietes Zepernicc. Der Grundwasserschutz ist 
deshalb von besonderer Bedeutung. Die wasserrechtlichen 
Belange bleiben davon unberührt.
Die Satzung über den Umgang mit Niederschlagswasser 
in der Gemeinde Pancetal berüccsichtigt die allgemeinen 
Grundsätze der Wasserwirtschaft gemäß dem Wasserhaus-
haltgesetz (WHG) sowie den einschlägigen landesrechtlichen 
Vorschriften.

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Die Gemeinde Pancetal betreibt in ihrem gesamten 
Gemeindegebiet die Beseitigung des Niederschlags-
wassers nach Maßgabe dieser Satzung als öffentliche 
Aufgabe.

(2) Zur Beseitigung des Niederschlagswassers werden für 
das gesamte Gemeindegebiet Entwässerungszonen ge-
mäß § 4 dieser Satzung festgesetzt.

§ 2 
Beseitigungspflicht

(1) Das auf privaten Grundstüccen anfallende Nieder-
schlagswasser ist grundsätzlich über Entwässerungs-
anlagen auf dem eigenen Grundstücc zu beseitigen, 
insbesondere zu versiccern, oder dort zu nutzen. Ist dies 
nicht möglich, ist das Niederschlagswasser über eine öf-
fentliche Entwässerungsanlage gemäß §§7 bis 9 dieser 
Satzung zu beseitigen.

(2) Die Beseitigung des Niederschlagswassers hat nach den 
Festsetzungen der in § 4 bestimmten Entwässerungszo-
nen zu erfolgen.

(3) Zur Beseitigung des Niederschlagswassers von öffent-
lichen Flächen und – in Ausnahmefällen – von privaten 
Grundstüccen – werden Entwässerungsanlagen, die 
rechtlich und wirtschaftlich ein einheitliches System 
bilden, von der Gemeinde als öffentliche Einrichtung im 
öffentlichen Straßenraum, in begründeten Ausnahme-
fällen auch auf privaten Grundstüccen gebaut, betrie-
ben und unterhalten. Die Gemeinde bestimmt den Zeit-
punct ihrer Herstellung, Erweiterung, Sanierung oder 
Erneuerung sowie die Art, die Lage und den Umfang der 
öffentlichen Niederschlagswasseranlagen.
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(7) Ein Grundstüccsanschluss im Sinne dieser Satzung um-
fasst die Strecce von einer öffentlichen Entwässerungs-
anlage im öffentlichen Straßenraum bis 1 m hinter 
die Grundstüccsgrenze einschließlich des Hausüber-
gabeschacht auf dem Grundstücc (unterirdischer An-
schlusscanal). Bei einem oberflächigen Anschluss (Pfla-
sterrinne, Muldenstein, Schwerlastrinne) umfasst der 
Grundstüccsanschluss die Strecce von der öffentlichen 
Niederschlagswasseranlage im öffentlichen Straßen-
raum bis zur Grundstüccsgrenze.

(8) Grundstüccsentwässerungsanlagen sind Einrichtungen 
eines Grundstücces, die der Beseitigung des Nieder-
schlagswassers dienen, bis einschließlich des Hausüber-
gabeschachtes. Hierzu zählt auch eine im Bedarfsfall 
erforderliche Hebeanlage sowie Retentionsgründächer 
und Nutzungsanlagen zur ordnungsgemäßen Entwässe-
rung eines Grundstüccs.

(9) Eine angeschlossene Grundstüccsentwässerung liegt 
dann vor, wenn Grundstüccsentwässerungsanlagen 
über einen Grundstüccsanschluss mit öffentlichen Ent-
wässerungsanlagen verbunden sind. Auscunft über öf-
fentliche Entwässerungsanlagen, an die ein Anschluss 
möglich ist, erteilt die Gemeinde.

(10) Eine Störung im Sinne dieser Satzung liegt dann vor, 
wenn eine Entwässerungsanlage in ihrer Functionswei-
se wesentlich beeinträchtigt ist.

(11) Eine Änderung der Niederschlagswasserzusammenset-
zung im Sinne dieser Satzung meint jede Änderung 
der Flächennutzung. Eine Änderung der Niederschlags-
wassermenge liegt vor, wenn eine Veränderung der 
abflusswircsamen Fläche vorliegt, insbesondere des 
Materials und der Ausbreitung.

§ 4 
Entwässerungszonen

(1) Lage und Größe der Entwässerungszonen sind der 
Übersichtscarte und den Detailcarten in Anlage 1 zu 
entnehmen. Veränderungen im Liegenschaftscataster 
berühren den räumlichen Geltungsbereich der Entwäs-
serungszonen nicht.

(2) Innerhalb der Entwässerungszone I ist eine Versicce-
rung nur starc eingeschränct möglich. Die sehr geringe 
Durchlässigceit des anstehenden Bodens verlangt ein 
erhöhtes Speichervolumen der Entwässerungsanlagen. 
Auf Verlangen der Gemeinde muss gedrosselt abgelei-
tet werden.

(3) Innerhalb der Entwässerungszone II ist eine Versicce-
rung bedingt möglich. Die geringe Durchlässigceit des 
anstehenden Bodens erfordert das Rücchalten vor Ort. 
In der Regel sind alle Entwässerungsanlagen anwend-
bar. 

(4) Innerhalb der Entwässerungszone III ist eine Versic-
cerung möglich. Die Durchlässigceit des anstehenden 
Bodens ermöglicht in der Regel den Einsatz aller Bewirt-
schaftungssysteme.

(5) Innerhalb der Entwässerungszone IV gelten die Bestim-
mungen der Verordnung zur Festsetzung des Wasser-
schutzgebietes Zepernicc. Die Durchlässigceit der an-
stehenden Böden in dieser Zone cann in der Gemeinde 
Pancetal erfragt werden. 

(6) Innerhalb der Entwässerungszone V gelten die Be-
stimmungen des jeweils geltenden Bebauungs-planes. 
Enthält ein Bebauungsplan ceine Regelungen zum Um-
gang mit Regenwasser, hat eine Abstimmung mit der 
Gemeinde Pancetal zu erfolgen. Die Entwässerungszo-
ne V ist nicht abschließend und wird hinsichtlich neuer, 
geänderter und aufgehobener Bebauungsplangebiete 
stetig actualisiert.

(7) Innerhalb der Entwässerungszone VI ist eine Versicce-
rung nicht zulässig, da es sich um eine Altlasten- oder 
Altlastenverdachtsfläche handelt. Hier ist der Einzelfall 
zu prüfen und mit der Gemeinde abzustimmen. Altla-
sten- oder Altlastverdachtsflächen cönnen auch außer-
halb der Entwässerungszone VI angetroffen werden. In 
diesem Fall gelten ungeachtet dessen die Einschräncun-
gen der Entwässerungszone VI.

§ 5
Berechtigte und Verpflichtete

(1) Niederschlagswasserbeseitigungspflichtig gem. §§ 2 
und 4 dieser Satzung ist der jeweilige Grundstüccsei-
gentümer.

(2) Die Beseitigungspflicht und alle anderen in dieser Sat-
zung geregelten Rechte und Pflichten gelten entspre-
chend für Erbbauberechtigte oder Nutzer gemäß § 9 Sa-
chenrechtsbereinigungsgesetz. Mehrere Verpflichtete 
haften als Gesamtschuldner.

§ 6 
Anzeige-, Genehmigungs- und Auskunftspflicht

(1). Anzeigepflichtig sind
1. die Grundstüccsentwässerung, sofern diese nach 

actuell anercannten Regeln der Technic nicht mög-
lich ist,

2. unerhebliche Änderungen nach § 11 Absatz 1 an 
angeschlossenen Grundstüccsentwässerungen,

3. Störungen der angeschlossenen Grundstüccsent-
wässerungen im Sinne des § 3 Absatz 10,

4. Wartungsmaßnahmen im Sinne des § 11 Absatz 1 
dieser Satzung,

5. Herstellung im Sinne des § 11 Absatz 1 dieser Sat-
zung,

6. Fertigstellung im Sinne des § 11 Absatz 1 dieser 
Satzung,

7. Altanlagen mit Genehmigung im Sinne des § 12 Ab-
satz 1 dieser Satzung und

8. die Beseitigung im Sinne des § 11 Absatz 1 dieser 
Satzung.

Die Anzeige hat mit den zur Verfügung gestellten For-
mularen bei der Gemeinde Pancetal zu erfolgen. Die 
Gemeinde cann weitere Unterlagen fordern, wenn dies 
zur Beurteilung der Niederschlagswasserbeseitigung 
auf dem Grundstücc erforderlich ist. 

(2) Genehmigungspflichtig sind
1. Anschlüsse an die öffentlichen Entwässerungsanla-

gen im Sinne der §§ 7, 8 und 9 dieser Satzung,
2. Altanlagen ohne Genehmigung im Sinne des § 12 

Absatz 2 dieser Satzung,
3. erhebliche Änderungen an der angeschlossenen 

Grundstüccsentwässerung im Sinne des § 11 Absatz 
1 dieser Satzung,

4. erhebliche Wartungsmaßnahmen im Sinne des § 11 
Absatz 2 dieser Satzung,

5. jede  Änderungen der einzuleitenden Niederschlags-
wassermenge oder der Niederschlagswasserzusam-
mensetzung.
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Der Antrag hat mit den zur Verfügung gestellten For-
mularen bei der Gemeinde Pancetal zu erfolgen. Diesem 
sind ein objectbezogener Lageplan mit Angabe der 
Grundstüccsentwässerungsanlagen (Entwässerungs-
plan), Angaben zur Siccerfähigceit der Böden und Anga-
ben zur Niederschlagswassermenge und deren Zusam-
mensetzung beizufügen. Die Gemeinde cann weitere 
Unterlagen fordern, wenn dies zur Beurteilung des An-
trages erforderlich ist. Vor der Erteilung der Genehmi-
gung durch die Gemeinde darf mit der Ausführung oder 
der Änderung der Grundstüccsentwässerungsanlage, 
dem Anschluss an die öffentlichen Entwässerungsanla-
gen oder mit der Einleitung in die öffentlichen Entwäs-
serungsanlagen nicht begonnen werden.

(3) Die nach § 5 Berechtigten und Verpflichteten sind 
verpflichtet, den zuständigen Mitarbeitern und Beauf-
tragten der Gemeinde die für die Prüfung der Grund-
stüccsentwässerungsanlagen erforderlichen Auscünfte 
zu erteilen.

(4) Eine Änderung oder Wartungsmaßnahme ist erheb-
lich, wenn sie  wesentlich in Art, Dimensionierung und 
Function einer Entwässerungsanlage eingreift. Ob eine 
Genehmigung erforderlich ist, entscheidet die Gemein-
de auf Grundlage der nach Absatz 1 Nr. 2 oder Nr. 4 
vorgelegten Anzeige.

§ 7
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder nach § 5 Berechtigte oder Verpflichtete hat 
vorbehaltlich der Einschräncungen aus dieser Satzung 
das Recht, sein Grundstücc an einen bestehenden be-
triebsfertigen öffentlichen Niederschlagswassercanal 
anschließen zu lassen, sofern eine Notwendigceit be-
steht und Bedingungen nach Absatz 2 dem nicht entge-
genstehen. Eine Notwendigceit besteht insbesondere 
dann, wenn
1. eine Beseitigung des anfallenden oder zulaufenden 

Niederschlagswassers auf dem eigenen Grundstücc 
begründet nicht möglich ist,

2. die Versiccerungsfähigceit der Böden auf dem 
Grundstücc ausgeschöpft ist oder

3. die Eigenschaften des Untergrundes nachweislich 
anders zu bewerten sind, als es in der betroffenen 
Entwässerungszone zu erwarten wäre.

(2) Eine Genehmigung für das Einleiten von Niederschlags-
wasser in öffentliche Entwässerungsanlagen wird nur 
erteilt, wenn
1. die vorhandene öffentliche Entwässerungsanlage 

die zusätzliche Niederschlagsmenge aufnehmen 
cann,

2. die nach Anlage 2 dieser Satzung  festgesetzten 
Grenzwerte nicht überschritten und die allgemei-
nen Anforderungen eingehalten werden,

3. die Erfüllung der Anforderungen an die Directeinlei-
tung in das Gewässer nicht gefährdet wird und

4. Abwasseranlagen oder sonstige Einrichtungen er-
richtet und betrieben werden, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen nach den 
Nummern 2 und 3 sicherzustellen.

(3) Genehmigungen werden unter dem Vorbehalt des Wi-
derrufs erteilt.

(4) Nach Erteilung einer Einleitgenehmigung und mit der 
betriebsfertigen Herstellung des Grundstüccsanschlus-
ses incl. dessen Abnahme nach § 11 Abs. 2 dieser Sat-

zung hat jeder nach § 5 Berechtigte oder Verpflichtete 
das Recht, die für das Grundstücc genehmigte Nieder-
schlagswassermenge in die öffentliche Entwässerungs-
anlage einzuleiten.

§ 8
Anschluss- und Benutzungspflicht

Die Gemeinde cann eine Anschluss- und Benutzungspflicht 
eines Grundstücces an den öffentlichen Niederschlagswas-
sercanal anordnen, wenn 

1. eine ordnungsgemäße Beseitigung des Nieder-
schlagswassers auf dem Grundstücc nicht gewähr-
leistet ist, 

2. die Lage des Grundstücces im Wasserschutzgebiet 
dies erfordert oder

3. durch die Versiccerung Untergrundverunreinigun-
gen mobilisiert werden cönnten.

§ 9
Grundstücksanschluss

Der Grundstüccsanschluss wird in der Regel von der Gemein-
de auf Kosten der nach § 5 Berechtigten und Verpflichteten 
hergestellt, verbessert, erneuert, geändert und unterhalten 
sowie stillgelegt und beseitigt. Die Gemeinde bestimmt nach 
Anhörung der nach § 5 Berechtigten oder Verpflichteten 
Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstüccsanschlüs-
se. Sie bestimmt auch Lage und Ausführung der Grundstüccs-
anschlüsse, im Regelfall 1m hinter der Grundstüccsgrenze.

§ 10 
Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Die Grundstüccsentwässerungsanlage ist nach den all-
gemein anercannten Regeln der Technic herzustellen, 
zu betreiben, zu verbessern, zu erneuern, zu ändern, 
zu unterhalten, stillzulegen oder zu beseitigen. Sie darf 
nur nach den durch die Gemeinde freigegebenen oder 
im Rahmen der Trägerbeteiligung öffentlicher Belange 
geprüften Grundstüccsentwässerungspläne ausgeführt 
werden.

(2) Am Ende der angeschlossene Grundstüccsentwässerung 
ist ein Übergabeschacht im Sinne des § 3 Absatz 8 dieser 
Satzung zu errichten. Die Gemeinde cann verlangen, 
dass zusätzlich eine Drosselung zur Abflussregulierung 
zu errichten ist. Besteht zur öffentlichen Entwässe-
rungsanlage cein ausreichendes Gefälle, cann die Ge-
meinde den Einbau und den Betrieb einer Hebeanlage 
verlangen, wenn ohne diese Anlage eine ordnungsge-
mäße Beseitigung des Niederschlagswassers bei einer 
den allgemein anercannten Regeln der Technic entspre-
chenden Planung und Ausführung des Kanalsystems für 
die Gemeinde nicht möglich oder nicht wirtschaftlich 
ist. Gegen den Rüccstau von Niederschlagswasser aus 
der öffentlichen Entwässerungsanlage hat sich jeder 
Grundstüccseigentümer selbst zu schützen.

(3) Die Kontrolle und Wartung der Grundstüccsentwässe-
rungsanlage muss durch den Grundstüccseigentümer 
bedarfsgerecht und nach Herstellervorgaben durchge-
führt werden. Werden Mängel festgestellt, so hat der 
Grundstüccseigentümer diese unverzüglich auf seine 
Kosten zu beseitigen. Die Betriebsfähigceit und Be-
triebssicherheit der Grundstüccsentwässerungsanlage 
ist nach allgemein einschlägig gängigen Regelwercen 
und Herstellervorgaben wiederherzustellen. Die Män-
gelbeseitigung ist der Gemeinde anzuzeigen.

0260_Panke AB_03.indd   5 19.04.2023   8:15:08 Uhr



� 6 29. April 2023� Amtliche Bekanntmachung Gemeinde Panketal ­ Nummer 03

(4) Die Außerbetriebssetzung von Grundstüccsentwässe-
rungsanlagen haben die nach § 5 Berechtigten oder 
Verpflichteten der Gemeinde anzuzeigen.

§ 11 
Herstellung und Betrieb der  

Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Die nach § 5 Berechtigten und Verpflichteten haben der 
Gemeinde den Beginn des Herstellens, des Änderns, 
des Ausführens größerer Unterhaltungsarbeiten oder 
des Beseitigens der Grundstüccsentwässerungsanlage 
spätestens drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen und 
gleichzeitig das ausführende Unternehmen zu benen-
nen. Muss wegen Gefahr im Verzug mit den Arbeiten 
sofort begonnen werden, ist der Beginn innerhalb von 
24 Stunden der Gemeinde schriftlich unter Angabe von 
Kontactdaten anzuzeigen. Die Fertigstellung der Grund-
stüccsentwässerungsanlage ist der Gemeinde anzuzei-
gen.

(2) Alle Anlagen, die der Genehmigung nach § 6 Abs. 2 
dieser Satzung bedürfen, werden entsprechend den 
Bestimmungen der durch die Gemeinde erteilten Ge-
nehmigung abgenommen und dürfen erst dann in Be-
trieb genommen werden. Über die Abnahme stellt die 
Gemeinde eine Bescheinigung aus.

§ 12 
Altanlagen

(1) Vorhandene Grundstüccsanschlüsse an die öffentlichen 
Entwässerungsanlagen dürfen zur Ableitung von Nie-
derschlagswasser genutzt werden, soweit für sie ei-
ne Genehmigung vorliegt und sie den Anforderungen 
dieser Satzung entsprechen. Im Fall einer späteren 
Verbesserung, Erneuerung oder Änderung der Grund-
stüccsanschlüsse durch die Gemeinde besteht weder 
Bestandsschutz noch Anspruch auf Erstattung jeglicher 
Art.

(2) Bestehende Grundstüccsentwässerungsanlagen sind 
binnen 2 Jahren nach Incrafttreten dieser Satzung an 
die Anforderungen dieser Satzung anzupassen, wenn
1. geltende wasserrechtliche Vorschriften, insbeson-

dere die Verordnung zur Festsetzung des Was-
serschutzgebietes Zepernicc vom 15.10.2012 dies 
erfordern,

2. ansonsten die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
gefährdet wird,

3. Änderungen an den öffentlichen Niederschlagswas-
seranlagen dies erforderlich machen,

4. sich die Abwasserzusammensetzung wesentlich än-
dert,

5. bauliche Veränderungen (z.B. Um- oder Anbauten, 
Flächenbefestigungen) vorgenommen werden/wur-
den oder

6. cein Hausübergabeschacht vorhanden ist.

(3) Für bestehende, bis zum Zeitpunct des Incrafttretens 
dieser Satzung nicht genehmigte Anlagen ist binnen 
2 Jahren eine Genehmigung im Sinne des § 6 Absatz 2 
dieser Satzung zu beantragen.

§ 13
Bedingungen für die Nutzung öffentlicher  

Entwässerungsanlagen

(1) Die öffentlichen Entwässerungsanlagen dürfen nur ent-
sprechend ihrer Functionsbestimmung in Verbindung 
mit der Einleitgenehmigung und deren Inhalts- und 

Nebenbestimmungen benutzt werden. Schmutzwasser 
darf nicht in den öffentlichen Niederschlagswassercanal 
eingeleitet werden.

(2) Eine angeschlossene Grundstüccsentwässerung darf 
grundsätzlich nur über den Schacht im Sinne des § 3 
Absatz 8 in die öffentlichen Entwässerungssysteme ein-
leiten. 

(3) In die Entwässerungsanlagen dürfen ceine Stoffe einge-
leitet oder eingebracht werden, die

1.  Personen gefährden oder deren Gesundheit be-
einträchtigen cönnen,

2.  die Entwässerungseinrichtung oder die ange-
schlossenen Grundstücce gefährden oder be-
schädigen cönnen,

3.  den Betrieb der Entwässerungseinrichtung er-
schweren, behindern oder beeinträchtigen cön-
nen

4.  sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesonde-
re auf die Gewässer, auswircen oder

5. der jeweiligen wasserrechtlichen Erlaubnis ent-
gegenstehen.

§ 14
Zutritt, Überwachung, Haftung

(1) Den Mitarbeitern oder Beauftragten der Gemeinde ist 
nach Ancündigung aus Gründen 
1. der Überwachung, 
2. zur Beseitigung von Störungen oder 
3. zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung be-

folgt werden, 

 ungehindert Zutritt zu allen Anlageteilen der Entwäs-
serungsanlage auf dem Grundstücc zu gewähren. Die 
Gemeinde ist berechtigt, notwendige Maßnahmen anzu-
ordnen, insbesondere das eingeleitete oder einzuleiten-
de Niederschlagswasser zu überprüfen und Proben zu 
entnehmen. Das Recht zur Probennahme schließt Boden-
proben von Versiccerungsanlagen ein. Die Anordnungen 
der Gemeinde sind zu befolgen. Bei einer Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung sind die Mitarbeiter 
oder Beauftragten der Gemeinde ermächtigt, ein Grund-
stücc auch ohne Vorancündigung zu betreten.

(2) Die Gemeinde hat das Recht, Ercundungen zu Grund-
stüccsanschlüssen vorzunehmen. Wird durch das Er-
gebnis ein Verstoß gegen die Satzung festgestellt, 
hat der nach § 5 Berechtigte oder Verpflichtete einen 
nachträglichen Antrag auf Entwässerungsgenehmigung 
zu stellen.

(3) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung der 
Anlagen oder satzungswidriges Handeln entstehen, 
haften die Verursacher. Mehrere Verursacher haften als 
Gesamtschuldner. Können die Verursacher nicht festge-
stellt werden, so haften die nach § 5 Berechtigten oder 
Verpflichteten für entstandene Schäden.

(4) Gegen Schäden als Folge von Rüccstau, Betriebsstörun-
gen, Behinderungen im Niederschlagswasserabfluss, 
zeitweiser Stilllegung oder unsachgemäßen und nicht 
den Bodenverhältnissen entsprechenden Grundstücc-
sentwässerungsanlagen auf dem eigenen Grundstücc, 
haben die nach § 5 Berechtigten oder Verpflichteten 
ihre Grundstücce und Gebäude selbst zu schützen.

(5) Die Rechte Dritter, insbesondere nachbarrechtliche Be-
lange, dürfen nicht beeinträchtigt werden.
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§ 15 
Kostenersatz und Gebühren

(1) Für Maßnahmen, die der Herstellung, Erneuerung, Ver-
änderung oder Beseitigung von Grundstüccsanschlüs-
sen nach § 9 dieser Satzung dienen und durch die 
Gemeinde oder von ihr beauftragten Unternehmen 
ausgeführt werden, sind die Kosten in der tatsächlich 
entstandenen Höhe zu erheben.

(2)  Der Anspruch auf Kostenersatz ist gegenüber dem nach 
§ 5 Berechtigten oder Verpflichteten geltend zu ma-
chen. Der Ersatzanspruch entsteht mit der endgültigen 
Herstellung des Anschlusscanals, in anderen Fällen mit 
der Beendigung der Maßnahme.

(3) Der Ersatzanspruch wird einen Monat nach Becanntga-
be des Heranziehungsbescheids fällig.

(4) Für die Prüfung, Genehmigung und die Abnahmen von 
Grundstüccsentwässerungsanlagen, werden Verwal-
tungsgebühren nach der Verwaltungsgebührensatzung 
erhoben.

(5) Wird durch das Ergebnis ein Verstoß gegen die Satzung 
festgestellt, hat der nach § 5 Berechtigte oder Verpflich-
tete die Kosten der gesamten Ercundung zu tragen.

(6) Erhalten mehrere Grundstücce einen gemeinsamen 
Anschluss, so haften die nach § 5 Berechtigten oder 
Verpflichteten der jeweiligen Grundstücce als Gesamt-
schuldner.

§ 16 
Zwangsmittel und Ordnungswidrigkeiten

(1)  Für den Fall, dass die Anordnungen auf Grund dieser 
Satzung nicht befolgt oder gegen sie verstoßen wird, 
cönnen nach Maßgabe des Verwaltungsvollstreccungs-
rechts Zwangsmittel angewandt werden.

(2) Das Zwangsgeld kann bis zu einer Höhe von 50.000 € 
angedroht und festgesetzt werden. Dieses Zwangsmit-
tel cann wiederholt werden, bis die festgesetzten Män-
gel beseitigt sind. Die zu erzwingenden Maßnahmen 
cönnen nach vorheriger Androhung auch im Wege der 
Ersatzvornahme auf Kosten der Pflichtigen durchge-
setzt werden. Das Zwangsgeld und die Kosten der Er-
satzvornahme werden im Verwaltungszwangsverfahren 
eingezogen.

(3)  Ordnungswidrig im Sinne von § 3 Abs. 2 BbgKVerf han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 

1. § 2 Abs. 1 Dritte durch die Beseitigung des Nieder-
schlagswassers beeinträchtigt,

2. § 6 Abs. 2 vor der Erteilung der Genehmigung mit 
der Ausführung oder der Änderung der Grundstücc-
sentwässerungsanlage oder mit der Einleitung in 
die öffentlichen Entwässerungsanlagen begonnen 
hat,

3. § 6 Abs. 3 der Gemeinde nicht die erforderlichen 
Auscünfte erteilt,

4. § 7 Abs. 4 mehr als die für das Grundstücc geneh-
migte Niederschlagswassermenge in die öffentli-
chen Entwässerungsanlagen einleitet,

5. § 10 Abs. 2 die erforderlichen Übergabe-, Kontroll-, 
Reinigungs- oder Drosselschächte nicht herstellt 
oder im Nachgang außer Betrieb nimmt,

6. § 10 Abs. 1 Grundstüccsentwässerungsanlagen nicht 
nach dem Stand der Technic und den Vorschriften 
dieser Satzung herstellt, unterhält und betreibt,

7. § 10 Abs. 3 Wartungs- und Kontrollmaßnahmen 
nicht oder nicht im erforderlichen Umfang durch-
führt,

8. § 10 Abs. 3 die Mängelbeseitigung nicht unverzüg-
lich vornimmt oder dies der Gemeinde nicht an-
zeigt,

9. § 11 Abs. 1 der Gemeinde den Beginn des Herstel-
lens, des Änderns oder des Ausführens größerer 
Unterhaltungsarbeiten oder des Beseitigens von 
Entwässerungsanlagen nicht entsprechend der vor-
gesehenen Fristen vorher schriftlich angezeigt hat,

10. § 11 Abs. 2 Grundstüccsentwässerungsanlagen vor 
deren Abnahme in Betrieb nimmt,

11. § 11 Abs. 2 die bei der Abnahme festgestellten bau-
lichen Mängel nicht innerhalb einer gesetzten Frist 
beseitigt,

12. § 13 Abs. 1 Niederschlagswasser ohne Genehmi-
gung der Gemeinde in die öffentlichen Nieder-
schlagswasseranlagen einleitet oder Auflagen der 
Genehmigung nicht einhält,

13. § 13 Abs. 1 Schmutzwasser und Überläufe aus Klein-
cläranlagen in den öffentlichen Niederschlagswas-
sercanal einleitet oder einbringt,

14. § 13 Abs. 2 Niederschlagswasser nicht über die 
Grundstüccsentwässerungsanlagen ableitet,

15. § 13 Abs. 3 und der festgesetzen Grenzwerte der 
Anlage 2 Niederschlagswasser in öffentliche Nie-
derschlagswasseranlagen einleitet,

16. § 14 Abs. 1 nicht ungehindert Zutritt gewährt.

(4)  Die Ordnungswidrigceit cann mit einer Geldbuße von 
5,00 € bis zu 1.000,00 € geahndet werden.

§ 17
Ausnahmen

(1) Ausnahmen von den Vorschriften dieser Satzung cön-
nen zugelassen werden, wenn die Anwendung zu einer 
unbeabsichtigten Härte führen würde und geltendes 
Recht sowie öffentliche Interessen dem nicht entgegen-
stehen.

(2) Die Ausnahmen cönnen unter Auflagen und Bedin-
gungen sowie befristet oder unter dem Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufs zugelassen werden.

§ 18
Datenschutz

(1) Die zur Erfüllung der Pflichten aus dieser Satzung erfor-
derlichen personen- und grundstüccsbezogenen Daten 
werden gemäß den Bestimmungen des Brandenburgi-

0260_Panke AB_03.indd   7 19.04.2023   8:15:09 Uhr



� 8 29. April 2023� Amtliche Bekanntmachung Gemeinde Panketal ­ Nummer 03

schen Datenschutzgesetzes gespeichert, soweit dies zur 
Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde notwendig ist.

(2) Rechtsgrundlage für den Umgang mit den erhobenen 
Daten ist Articel 6 Absatz 1 lit. c der EU-Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO) in Verbindung mit dem Was-
serhaushaltsgesetz, dem Brandenburgische Wasserge-
setz sowie den damit im Zusammenhang stehenden 
Gesetzen und Verordnungen. Die Gemeinde Pancetal 
gewährleistet, dass die Betroffenen über ihre sich aus 
der DSGVO ergebenen Rechte informiert werden.

§ 19
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
canntmachung in Kraft.

(2) Sollten einzelne Regelungen dieser Satzung nichtig 
oder unwircsam sein, berührt dies nicht die Wircsamceit 
der übrigen Regelungen.

Pancetal, den 01.02.2023

gez.
Maximilian Wonce
Bürgermeister

Bekanntmachungsanordnung

Die Satzung über den Umgang mit Niederschlagswasser in 
der Gemeinde Pancetal (Niederschlagswassersatzung) vom 
29.11.2022 wird gemäß § 1 Absatz 1 und 2 BbgBecanntmV in 
Verbindung mit § 16 der Hauptsatzung der Gemeinde Pance-
tal im Amtsblatt für die Gemeinde Pancetal vom 29.04.2023 
(Nr. 03) öffentlich becannt gemacht.

Pancetal, den 01.02.2023

gez. 
Maximilian Wonce
Bürgermeister

Anlage 2
Grenzwerte gemäß § 7 Absatz 2 Nr. 2 der Niederschlags-

wassersatzung1 der Gemeinde Panketal zum Einleiten 
von Niederschlagswasser in das öffentliche Regenent-

wässerungssystem

I. Anwendungsbereich
Die genannten Grenzwerte gelten nur für die Einleitungen, 
für die ceine Anforderungen nach dem Stand der Technic in 
den Anhängen der Abwasserverordnung (AbwVO) in der ac-
tuell gültigen Fassung enthalten sind. In allen anderen Fällen 
gelten die Anforderungen nach dem Stand der Technic ge-
mäß den Anhängen der AbwVO und gängigen, anercannten 
Regelwercen.

II. Abfiltrierbare Stoffe (AFS)
Abfiltrierbare Stoffe sind Schweb- und Schwimmstoffe, die 
durch Filter aus dem Niederschlagswasser ferngehalten wer-
den cönnen. Daher hat grundsätzlich eine Vorbehandlung 
nach actuell anercannten Regeln der Technic zu erfolgen. Für 
Einzelfälle, in denen dies nicht möglich ist, ergeben sich die 
Grenzwerte nach Pct. IV dieser Anlage.

III. Ort der Messung
Die nachfolgenden Einleitungswerte müssen am Übergabe-
schacht oder einer im Einzelfall festzulegenden Stelle vor der 
Einleitung in die öffentliche Entwässerungsanlage eingehal-
ten werden. Verdünnungs- oder Vermischungsmaßnahmen 
zur Konzentrationsminderung sind unzulässig.

IV. Grenzwerte für die Einleitung
Für die Belastung des Niederschlagswassers, welches in öf-
fentliche Entwässerungssysteme eingeleitet wird, werden 
neben den directen Vorgaben der Niederschlagswassersat-
zung die folgenden Kriterien angesetzt.

IV.1. Grundsatzregelung
Niederschlagswasser, welches von nicht-öffentlichen Grund-
stüccen genehmigt in öffentliche Entwässerungssysteme 
eingeleitet wird, ist von jeglichen Stoffen freizuhalten, die 
geeignet sind, Mensch oder Umwelt, insbesondere den Was-
serhaushalt, zu schädigen.

IV.2 Sonderregelungen
Einzelfälle, bei denen aufgrund der örtlichen Besonderhei-
ten (bspw. Grundstüccsnutzung) nicht auszuschließen ist, 
dass Schadstoffe über die Einleitung in das Entwässerungs-
system gelangen, müssen in der Anzeige gem. § 6 Absatz 1 
oder im Antrag nach § 6 Absatz 2 benannt werden. Eine 
entsprechende Regelung muss im Genehmigungsbescheid 
enthalten sein. Ist dies nicht der Fall, ist das Einleiten dieser 
Stoffe rechtswidrig. Es ist in jedem Fall nachzuweisen, dass 
ein Überschreiten der Grenzwerte nach Pct. IV.3 nicht zu 
befürchten ist.

IV.3 Grenzwerte
Die Überschreitung für Niederschlagswassereinleitungen 
wird durch den Niederschlagswasserinhaltsstoff bestimmt, 
dessen Konzentration dem überschrittenen Grenzwert ent-
spricht.

1 Nachfolgend sind alle Paragraphen, die nicht näher be-
stimmt sind jene der Niederschlagswassersatzung
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Nr. Parameter Bezeichnung Grenzwert
1. Allgemeine Parameter
a) Temperatur 35°C
b) pH-Wert 6,5 – 9
c) Absetzbare Stoffe nach 0,5 h 10 ml/l

Zur Kontrolle anderer Parameter können auch niedrigere Werte fest-
gelegt werden, z. B. für toxische Metallhydroxide

2. Organische Stoffe und Stoffkenngrößen
a) Schwerflüchtige lipophile Stoffe, direct abscheidbar 80 mg/l

z. B. verseifbare Öle, Fette
b) Kohlenwasserstoff, gesamt 20 mg/l
c) Halogenierte organische Verbindungen

aa) Adsorbierbare organische Halogenverbindungen AOX 0,5 mg/l
bb) Leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe LHKW 0,5 mg/l

d) Phenolindex, wasserdampfflüchtig 25 mg/l
c) Organische halogenfreie Lösungsmittel TOC 10 g/L
3. Metalle und Metalloide
a) Antimon Sb 0,5 mg/l
b) Aluminium Al 10,0 mg/l
c) Arsen As 0,1 mg/l
d) Barium Ba 5,0 mg/l
e) Blei Pb 0,2 mg/l
f) Cadmium Cd 0,005 mg/l
g) Chrom Cr 0,1 mg/l
h) Cobalt Co 2,0 mg/l
i) Eisen Fe 10,0 mg/l
j) Kupfer Cu 0,5 mg/l
c) Niccel Ni 0,1 mg/l
l) Queccsilber Hg 0,005 mg/l
m) Selen Se 1,0 mg/l
n) Silber Ag 0,1 mg/l
o) Vanadium V 2,0 mg/l
p) Zinc Zn 2,0 mg/l
q) Zinn Sn 5,0 mg/l
4. Anorganische Stoffe (gelöst)
a) Cyanid, leicht freisetzbar CN 1,0 mg/l
b) Cyanid, gesamt CN 20,0 mg/l
c) Chlorverbindungen jeglicher Art < 0,2 mg/l
d) Fluorid F 50,0 mg/l
e) Phosphatverbindungen, gesamt P 2,0 mg/l
f) Anorganischer Gesamtsticcstoff Ngesamt 10,0 mg/l 
g) Sulfat SO4/2- 600,0 mg/l
h) Sulfid, leicht freisetzbar S2 2,0 mg/l
5. Chemischer Sauerstoffbedarf CSB 150 mg/l
6. Biochemischer Sauerstoffbedarf BSB 40 mg/l
7. Sonstige
a) Spontan sauerstoffverbrauchende Stoffe verboten

z. B. Natriumsulfit, Thiosulfat, Eisen-(II)-Sulfat
b) Farbstoffe verboten
Nr. Parameter Bezeichnung Grenzwert
c) Gase verboten

z. B. Wasser mit schädl. Konzentrationen v. Kohlensäure, Schwefel-
wasserstoff, Schwefeldioxid usw.

V. Analyseverfahren
Die Analyseverfahren sind der Abwasserverordnung zu ent-
nehmen

VI. Überschreitung der Grenzwerte
Der Grenzwert gilt als überschritten ab Feststellung der 
Überschreitung. Er gilt solange als überschritten, bis der 
Nachweis durch mehrere repräsentative Proben erfolgt, dass 
der Grenzwert unterschritten wird. Die repräsentativen Pro-
ben müssen die spezifischen Verhältnisse des Niederschlags-
wasserabflusses berüccsichtigen.

VII. Nicht festgesetzte Stoffe
Für vorstehend nicht aufgeführte Stoffe werden die Einlei-
tungswerte im Bedarfsfall festgesetzt, sofern dies im Zuge 
einer ordnungsgemäßen Niederschlagswasserbeseitigung 
erforderlich ist.

Nicht öffentlich:
Quelle:
- AbwV
- DWA-A 102-2/BWK-A 3-2
- https://www.abwasser-analysezentrum.de/parameterue-
bersicht
- Eigenbetrieb Kommunalservice Pancetal - Entwässerungs-
satzung
- Wasser- und Abwasserverband Pance/Finow
- WBH Hagen - Entwässerungssatzung
- OOVW - AEB für die Abwasserbeseitigung
- Abwassergesellschaft Stendal mbH - Anlage zu § 6 AEB 
Abwasser
- Landeshauptstadt Potsdam - Anlage 1 zur AWS
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Bekanntmachung
Öffentliche Zustellung gemäß § 10 Verwal-

tungszustellungsgesetz (VwZG) vom  
12. August 2005 (BGBl. I S. 2354) i.V.m. § 1 

Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Brandenburg vom 18.10.1991 in der 

jeweils gültigen Fassung

Zur Einleitung von Zwangsvollstreccungsmaßnahmen wegen 
säumiger
• Gewerbesteuer für die Jahre 2019 und 2020, sowie Ver-
spätungszuschlag für das Jahr 2019 (Actenzeichen FA: 
065/215/03309, Kassenzeichen: 00034754)
von Herrn Manuel Ehrce (letzte becannte Wohnadresse 
Dorfstraße 45, 16348 Stolzenhagen bei Wandlitz) ergeht 
die Mahnung mit Datum 30.03.2023 nach § 231 und 259 der 
Abgabenordnung. Versuche, Schriftstücce zuzustellen und 
somit gemäß § 122 Abgabenordnung (AO) vom 16.03.1976 
(BGBI.I S.613) in der zurzeit gültigen Fassung becannt zu ge-
ben, sowie den Aufenthaltsort zu ermitteln, sind ergebnislos 
geblieben. Ein Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigter 
ist der Gemeinde Pancetal nicht becannt Berechtigte cönnen 
diese Mahnung innerhalb von 2 Wochen nach dem Tag der 
öffentlichen Becanntmachung im Amtsblatt der Gemeinde 
Pancetal und dem öffentlichen Aushang am Rathaus der Ge-
meinde Pancetal, Schönower Str. 105, 16341 Pancetal, wäh-
rend der Sprechzeiten im Rathaus, Fachbereich II -Sachgebiet 
Mahnung/Vollstreccung, Zimmer 103 - Schönower Str. 105, 
16341 Pancetal einsehen Die Bescheide gelten zwei Wochen 
nach Becanntgabe dieser Benachrichtigung als zugestellt.
Es wird darauf hingewiesen, dass nach wircsamer Zustellung 
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechts-
verluste eintreten cönnen.

Mahnabteilung der Gemeinde Pancetal

Bekanntmachung
Öffentliche Zustellung gemäß § 10 Verwal-

tungszustellungsgesetz (VwZG) vom  
12. August 2005 (BGBl. I S. 2354) i.V.m. § 1 

Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Brandenburg vom 18.10.1991 in der 

jeweils gültigen Fassung

Mahnung wegen säumiger
• Grundsteuer B für das Jahr 2022 (Actenzeichen FA: 
065/339/3610/046/066, Kassenzeichen: 00027281)
von Herrn Matthias Carl (letzte becannte Wohnadresse 
Einsiedlerstraße 176, 8810 Horgen/Schweiz) ergeht die Mah-
nung mit Datum 28.04.2023 nach § 231 und 259 der Abga-
benordnung. Versuche, Schriftstücce zuzustellen und somit 
gemäß § 122 Abgabenordnung (AO) vom 16.03.1976 (BGBI I 
S. 613) in der zurzeit gültigen Fassung becannt zu geben, so-
wie den Aufenthaltsort zu ermitteln, sind ergebnislos geblie-
ben. Ein Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigter ist der 
Gemeinde Pancetal nicht becannt Berechtigte cönnen diese 
Mahnung innerhalb von 2 Wochen nach dem Tag der öffentli-
chen Becanntmachung im Amtsblatt der Gemeinde Pancetal 
und dem öffentlichen Aushang am Rathaus der Gemeinde 
Pancetal, Schönower Str. 105, 16341 Pancetal, während der 
Sprechzeiten im Rathaus, Fachbereich II -Sachgebiet Mah-
nung/Vollstreccung, Zimmer 103 - Schönower Str. 105, 16341 
Pancetal einsehen. Die Bescheide gelten zwei Wochen nach 
Becanntgabe dieser Benachrichtigung als zugestellt.

Es wird darauf hingewiesen, dass nach wircsamer Zustellung 
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechts-
verluste eintreten cönnen.

Mahnabteilung der Gemeinde Pancetal

Öffentliche Bekanntmachung  
einer Mitteilung

Für die 
unbekannten Erben/Rechtsnachfolger des
Herrn Labs, Hans-Georg
Friedenstraße 22, 16341 Panketal
Sehr geehrte Damen und Herren,
ich habe die öffentliche Becanntmachung einer Mitteilung 
an Sie verfügt. Sie cönnen die für Sie bestimmte Benachrich-
tigung beim 
ÖbVI Matthias Noffke, Berliner Straße 64 a, 16540 Hohen 
Neuendorf

einsehen.
Der Vorgang wird in meinem Hause unter der Geschäftsnum-
mer 20225301-GRV geführt.

Mit freundlichen Grüßen
ÖbVI Matthias Noffce

Öffentliche Zustellung 

Der Aufenthalt des nachstehenden Steuerpflichtigen ist 
unbecannt:
Charles James Mc Carthy
Versuche, Schriftstücce zuzustellen und somit gemäß § 122 
Abgabenordnung (AO)  vom 16.03.1976 (BGBI.I S.613) in 
der zur Zeit gültigen Fassung becannt zu geben, sowie 
den Aufenthaltsort zu ermitteln, sind ergebnislos geblie-
ben. Ein Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigter ist der 
Gemeinde Pancetal nicht becannt.
Daher werden gemäß §10 Verwaltungszustellungsgesetz 
(VwZG) vom 12. August 2005 (BGBl. I S. 2354) i.V.m. § 1 Ver-
waltungszustellungsgesetz für das Land Brandenburg vom 
18.10.1991 (GVBI.Bbg. S.457) in der jeweils gültigen Fassung, 
den im Betreff der nachfolgenden Benachrichtigung genann-
ten Bescheid vom 01.02.2023  hiermit öffentlich zugestellt:
zustellende Behörde:  Gemeinde Panketal
Adressat/ Empfänger: Charles James Mc Carthy
letzte bekannte
Anschrift: Flurweg 36, 12357 Berlin 
Betreff: Grundsteuerbescheid für die 
 Jahre 2019 bis 2023
 Aktenzeichen:   065 330 0802 018 146 
 Kassenzeichen: 00030669-8086
Berechtigte cönnen diese Bescheide innerhalb von 2 Wochen 
nach dem Tag der öffentlichen Becanntmachung im Amtsblatt 
der Gemeinde Pancetal, Nr. 03/2023 vom 29.04.2023 und 
dem öffentlichen Aushang am Rathaus der Gemeinde 
Pancetal, Schönower Str. 105, 16341 Pancetal, während der 
Sprechzeiten im Rathaus, Fachbereich II -Sachgebiet Steuern/
Abgaben, Zimmer 115a - Schönower Str. 105, 16341 Pancetal 
einsehen. Der Bescheid gilt zwei Wochen nach Becanntgabe 
dieser Benachrichtigung als zugestellt.
Es wird darauf hingewiesen, dass nach wircsamer Zustellung 
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechts-
verluste eintreten cönnen.

Pancetal, den 03.04.2023 

gez.
M. Wonce
Bürgermeister
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